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I. Kernaussagen des Gerichts: 

1 Die Regelung des § 4 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG ver
langt für das Tätigwerden des Bundesamts für Verfassungsschutz keine 
Gewissheit darüber, dass Bestrebungen vorliegen, die gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung gerichtet sind, sondern lediglich tatsächliche 
Anhaltspunkte für entsprechende Bestrebungen. 

2. Anhaltspunkte für Bestrebungen einer Partei, die gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung gerichtet sind, sind nicht nur dann gegeben, 
wenn die Partei in ihrer Gesamtheit solche Bestrebungen entfaltet; die 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c BVerfSchG sind auch dann 
erfüllt, wenn solche Bestrebungen nur von einzelnen Gruppierungen innerhalb 
der Partei ausgehen. 

3. Das Tatbestandsmerkmal einer "politisch bestimmten, ziel- und 
zweckgerichteten Verhaltensweise" im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c 
BVerfSchG erfordert über das bloße Vorhandensein bestimmter Bestrebun
gen hinaus ein aktives, nicht jedoch notwendig kämpferisch-aggressives Vor
gehen zu deren Realisierung. 

4. Die Zulässigkeit der Erhebung von Informationen mit den Mitteln der offenen 
Informationsbeschaffung durch das Bundesamt für Verfassungsschutz über 
eine Person, die Mitglied eines Personenzusammenschlusses im Sinne von 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c BVerfSchG ist, hängt nicht von ihren individuellen und 
subjektiven Beiträgen oder ihrer intentionalen Beteiligung an Handlungen zur 
Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung ab. § 4 Abs. 1 
Satz 1 lit. c BVerfSchG verlangt keine Voraussetzungen, die über die Mit
gliedschaft in dem Personenzusammenschluss hinausgehen. 
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11. Sachverhalt 

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts betrifft die Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen der Verfassungsschutz zur Aufklärung und Abwehr verfassungs
feindlicher Bestrebungen Informationen über Abgeordnete des Bundestages oder 
eines Landtages sammeln darf. Der Kläger ist Mitglied der Partei DIE LINKE. Von 
Oktober 1999 bis Oktober 2005 war er Abgeordneter im Thüringer Landtag, 
zunächst als stellvertretender Vorsitzender und ab 2001 als Vorsitzender der Land
tagsfraktion. Im Oktober 2005 wurde der Kläger in den Bundestag und dort zum 
stellvertretenden Vorsitzenden der Fraktion gewählt. Im August 2009 wurde er 
erneut in den Thüringer Landtag gewählt und ist dort Vorsitzender der Fraktion der 
Partei DIE LINKE. Das Bundesamt für Verfassungsschutz sammelt seit langem 
Informationen über den Kläger in einer Personalakte, in der Unterlagen über seine 
politische Tätigkeit mit Ausnahme seines Abstimmungsverhaltens und seiner Äuße
rungen im Parlament sowie in den Ausschüssen enthalten sind. Anfang 2003 erfuhr 
der Kläger hiervon und hat hiergegen Klage erhoben. 

Das Verwaltungsgericht hat festgestellt, dass die Sammlung personenbezogener 
Daten über den Kläger durch das Bundesamt für Verfassungsschutz während seiner 
Zeit als Abgeordneter des Thüringer Landtags und des Bundestags rechtswidrig sei. 

In seiner Berufungsentscheidung hat das Oberverwaltungsgericht festgestellt, dass 
die Erhebung von Informationen über den Kläger in der Zeit seines Landtags
mandats (von Oktober 1999 bis Oktober 2005) sowie seit der Übernahme seines 
Bundestagsmandats im Oktober 2005 bis zum 13. Februar 2009 aus allgemein 
zugänglichen Quellen (offene Informationsbeschaffung) rechtwidrig sei. Es hat die 
die beklagte Bundesrepublik verurteilt, es zu unterlassen, über den Kläger künftig 
Daten aus allgemein zugänglichen Quellen zu erheben. Im Übrigen, d. h. soweit der 
Kläger auch die Feststellung begehrt hat, dass auch die Informationserhebung über 
ihn mit Mitteln der geheimen Informationsbeschaffung rechtswidrig gewesen sei, hat 
das Oberverwaltungsgericht die Klage abgewiesen. Nach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme habe das Bundesamt Informationen über den Kläger nicht heim
lich, sondern allein aus allgemein zugänglichen Quellen beschafft. Weiter hat das 
Oberverwaltungsgericht zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt: 

Die Gesamtschau aller vorhandenen tatsächlichen Anhaltspunkte deute darauf hin, 
dass die POS und heute die Partei DIE LINKE Bestrebungen gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung verfolgten. Eine weitere Aufklärung durch das 
Bundesamt für Verfassungsschutz erscheine deshalb erforderlich. Die Voraus
setzungen für eine Beschaffung von Informationen über den Kläger aus allgemein 
zugänglichen Quellen (offene Beobachtung) seien allein schon wegen seiner politi
schen Betätigung in der Partei DIE LINKE (früher: POS) gegeben, auch wenn keine 
hinreichenden tatsächlichen Anhaltspunkte dafür vorlägen, dass der Kläger selbst 
durch seine Parteiarbeit politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltens
weisen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung verfolge. Die offene 
Beobachtung von Abgeordneten durch das Bundesamt bedürfe auch keiner beson
deren Ermächtigungsgrundlage. Im Einzelfall des Klägers sei die offene Beobach
tung aber rechtswidrig, weil sie unverhältnismäßig in das freie Abgeordnetenmandat 
eingreife. 

Auf die Revision der beklagten Bundesrepublik Deutschland hat das Bundesver
waltungsgericht die Klage in vollem Umfang abgewiesen. 
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111. Wesentliche Entscheidungsgründe 

Die Revision der beklagten Bundesrepublik Deutschland hat Erfolg. Die Erhebung 
von Informationen über den Kläger durch das Bundesamt für Verfassungsschutz war 
in der hier in Rede stehenden Zeit rechtmäßig; sie verstieß insbesondere nicht 
gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Deshalb kann der Kläger auch nicht 
beanspruchen, dass das Bundesamt eine Erhebung von Informationen über ihn 
künftig unterlässt. Diese Beurteilung kann der Senat auf der Grundlage der tatsäch
lichen Feststellungen des Oberverwaltungsgerichts selbst abschließend treffen. 

Hiernach hat das Bundesamt für Verfassungsschutz Informationen über den Kläger 
in der Zeit von Oktober 1999 bis zur mündlichen Verhandlung vor dem Oberverwal
tungsgericht mit den Mitteln der offenen Informationsbeschaffung erhoben. Hierbei 
werden Informationen aus offenen Quellen gesammelt und ausgewertet. Offene 
Quellen sind Informationsträger, die für jedermann, wenn auch nur unter gewissen 
Umständen, zugänglich sind. 

Bei der Erhebung von Informationen mit den Mitteln der offenen Informations
beschaffung handelt es sich um einen Eingriff, wenn die gewonnenen Informationen 
einzelnen Personen oder Personenmehrheiten zugeordnet werden. Ermächtigungs
grundlage hierfür ist § 8 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und über das 
Bundesamt für Verfassungsschutz (Bundesverfassungsschutzgesetz - BVerfSchG -). 
Nach dieser Vorschrift darf das Bundesamt für Verfassungsschutz die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben erforderlichen Informationen einsch!ießlich personenbezogener 
Daten erheben, verarbeiten und nutzen. Aufgabe des Bundesamts ist nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG u. a. die Sammlung und Auswertung von Informationen, 
insbesondere von sach- und personenbezogenen Auskünften, Nachrichten und 
Unterlagen, über Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grund
ordnung gerichtet sind. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grund
ordnung in diesem Sinne sind solche politisch bestimmten, ziel- und zweckgerich
teten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, der 
darauf gerichtet ist, einen der in § 4 Abs. 2 BVerfSchG genannten Verfassungs
grundsätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen (§ 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c 
BVerfSchG). Zu diesen Verfassungsgrundsätzen gehören das Recht des Volkes, die 
Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu 
wählen, das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition, 
die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der Volksver
tretung sowie die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte (§ 4 Abs.2 
lit. a, c, d und g BVerfSchG). 

Der Kläger war bzw. ist in den Parteien POS, LinksparteLPDS und DIE LINKE tätig. 
Bei diesen Parteien handelte und handelt es sich um Personenzusammenschlüsse 
im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c BVerfSchG, weil nach den Feststellungen des 
Oberverwaltungsgerichts bei ihnen im streitigen Zeitraum tatsächliche Anhaltspunkte 
für Bestrebungen im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c BVerfSchG gegen die freiheit
liche demokratische Grundordnung vorlagen. 

Unter die Personenzusammenschlüsse im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c 
BVerfSchG können auch Parteien fallen. Der Anwendung der Vorschrift hierauf 
stehen weder das Parteienprivileg aus Art. 21 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) noch 
das Selbstbestimmungsrecht der Parteien aus Art. 21 Abs. 1 GG entgegen. 
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In dem hier streitigen Zeitraum lagen nach den Feststellungen des Oberverwal
tungsgerichts tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen in den Parteien POS, 
LinksparteLPDS und DIE LINKE vor, die gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung gerichtet waren. § 4 Abs. 1 Satz 3 L V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 
BVerfSchG verlangt für ein Tätigwerden des Bundesamts für Verfassungsschutz 
"tatsächliche Anhaltspunkte" für verfassungsfeindliche Bestrebungen. Die Regelung 
erfordert hingegen keine Gewissheit darüber, dass Bestrebungen vorliegen, die 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet sind. 

Einer Annahme von tatsächlichen Anhaltspunkten für gegen die freiheitlich demo
kratische Grundordnung gerichtete Bestrebungen steht auch nicht entgegen, dass 
das Oberverwaltungsgericht bei seiner Würdigung verfassungsfeindliche Bestre
bungen nur bei einzelnen Gruppierungen innerhalb der Partei DIE LINKE festgestellt 
hat. Damit hat es nicht den rechtlichen Rahmen verlassen, der ihm bei der Würdi
gung des Sachverhalts durch die Tatbestandsvoraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Satz 1 lit. c BVerfSchG gezogen war. Anhaltspunkte für Bestrebungen einer Partei, 
die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet sind, sind nicht nur 
dann gegeben, wenn die Partei in ihrer Gesamtheit solche Bestrebungen entfaltet. 
Das Oberverwaltungsgericht verweist zutreffend darauf, dass gerade die innere Zer
rissenheit einer Partei, Flügelkämpfe und eine Annäherung an extremistische 
Gruppierungen oder Parteien eine Beobachtung durch Verfassungsschutzbehörden 
erfordern können. Nur so ist festzustellen, in welche Richtung sich die Partei letztlich 
bewegt. Allein durch die Beobachtung können die Regierung, das Parlament und die 
Öffentlichkeit über den Fortgang der weiteren, noch nicht abgeschlossenen Ent
wicklung der Partei sachkundig und angemessen unterrichtet werden. So können 
eindeutige verfassungsfeindliche Bestrebungen einzelner Gruppierungen innerhalb 
einer Partei Anhaltspunkte dafür liefern, in welche Richtung die Partei sich ent
wickeln kann. Das erfordert die Beobachtung der Partei insgesamt, nicht nur der ein
zelnen Gruppierung, mag auch diese für sich einen Personenzusammenschluss im 
Sinne des § 4Abs. 1 Satz 1 Ht. c BVerfSchG darstellen. 

Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c BVerfSchG sind "Bestrebungen gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung" nur die in diesem Sinne verfolgten politisch 
bestimmten, ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen. Das Tatbestands
merkmal einer "politisch bestimmten, ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweise" 
erfordert damit über das bloße Vorhandensein bestimmter Bestrebungen hinaus ein 
aktives, nicht jedoch notwendig kämpferisch-aggressives Vorgehen zu deren Reali
sierung. Dementsprechend umschreibt das Gesetz verfassungsschutzrelevante 
Bestrebungen nicht als politisch motiviert, sondern als politisch bestimmt. Bestre
bungen müssen also zum einen politisch determiniert, folglich objektiv geeignet sein, 
- über kurz oder lang - politische Wirkungen zu entfalten. Kein Bestandteil des 
Merkmals "Bestrebung" ist ausweislich des Wortlauts der Norm ein "aktiv kämpfe
risches" Verhalten. Zudem definiert das Gesetz den Begriff der Bestrebung nicht 
anhand der Merkmale legal/illegal. Es kommt nicht darauf an, ob bestimmte Verhal
tensweisen erlaubt sind oder nicht. 

Die Tätigkeit des Klägers als eines herausgehobenen Mitglieds der Parteien POS, 
LinksparteLPDS und heute DIE LINKE rechtfertigt es, dass das Bundesamt für Ver
fassungsschutz gemäß § 8 Abs. 1, § 3 Abs. 1 Nr. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c 
BVerfSchG Informationen über ihn mit den Mitteln der offenen Informationsbe
schaffung erhebt. § 4 Abs. 1 Satz 1 Ht. c BVerfSchG verlangt keine über die Mitglied
schaft in dem Personenzusammenschluss hinausgehen Voraussetzungen. Insbe
sondere hängt die Zulässigkeit der Erhebung von Informationen über den Kläger 
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nicht von eigenen Beiträgen oder seiner intentionalen Beteiligung an Handlungen zur 
Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung ab. 

Der Beobachtung des Klägers steht auch nicht entgegen, dass er nach den Fest
stellungen des Oberverwaltungsgerichts in eigener Person keine verfassungsfeind
lichen Bestrebungen verfolgt. Zwar verlangt § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c BVerfSchG 
seinem Wortlaut nach, dass die verfassungsfeindlichen Bestrebungen von dem 
Personenzusammenschluss verfolgt werden. Die Beobachtung einzelner Personen, 
die in einem solchen Personenzusammenschluss tätig sind, ist nach dieser Vor
schrift aber auch dann gerechtfertigt, wenn dessen Mitglied nicht selbst subjektiv das 
Ziel verfolgt, durch seine Tätigkeit in dem Personenzusammenschluss die freiheit
liche demokratische Grundordnung ganz oder teilweise zu beseitigen. Vielmehr 
reicht es aus, dass seine Tätigkeit objektiv geeignet ist, solche Bestrebungen zu 
unterstützen. Das Bundesverfassungsschutzgesetz will nach seinem Zweck helfen, 
objektiv bestehende Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
abzuwehren. Solche Gefahren können auch von Personen ausgehen, die selbst auf 
dem Boden der freiheitlichen demokratischen Grundordnung stehen, jedoch bei 
objektiver Betrachtung durch ihre Tätigkeit verfassungsfeindliche Bestrebungen 
fördern, ohne dies zu erkennen oder als hinreichenden Grund anzusehen, einen aus 
anderen Beweggründen unterstützten Personenzusammenschluss zu verlassen. 
Eine derartige Person, die nicht merkt, wofür sie missbraucht wird, kann für den 
Bestand der freiheitlichen demokratischen Grundordnung genauso gefährlich sein 
wie der Überzeugungstäter. 

I=ino I=rhehu"n "on Infnrmat'lnne" u"bor non K1a""'er mit non "Jlittoln dor offonon Inl=or-10-1 "" L- I ...., II~ Y I I IIV 11 .. v. I1 ",I ""'" I I I ~ I ""1. ..... ...,. ;V .. 1. '-'111 "'. '''''.1''''.' I. I; 

mationsbeschaffung ist auch nicht deshalb ausgeschlossen, weil § 8 Abs. 1 Satz 1, 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c BVerfSchG auf Abgeordnete des Bundestages oder eines 
Landesparlaments nicht angewandt werden dürfte. Die Vorschriften beschränken 
zulässigerweise den Grundsatz des freien Mandats aus Art. 38 Abs. 1 GG. Für eine 
solche Beschränkung bedarf es namentlich keiner besonderen Rechtsvorschrift, die 
eine Erhebung von Informationen mit Mitteln der offenen Informationsbeschaffung 
speziell gegenüber Abgeordneten zulässt. Eine derartige Notwendigkeit ergibt sich 
weder aus dem Vorbehalt des Gesetzes noch besteht ein allgemeiner verfassungs
rechtlicher Grundsatz, wonach Maßnahmen gegen Abgeordnete nur mit Zustimmung 
des Parlaments zulässig seien. 

Ferner steht der Anwendung von § 8 Abs. 1 Satz 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 lit. c 
BVerfSchG auf Abgeordnete das Parteienprivileg nicht entgegen. 

Die Erhebung von Informationen über den Kläger mit den Mitteln der offenen Infor
mationsbeschaffung wahrt auch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Von 
mehreren geeigneten Maßnahmen hat das Bundesamt für Verfassungsschutz 
gemäß § 8 Abs. 5 Satz 1 BVerfSchG diejenige zu wählen, die den Betroffenen 
voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme darf gem. § 8 Abs. 5 
Satz 2 BVerfSchG keinen Nachteil herbeiführen, der erkennbar außer Verhältnis zu 
dem beabsichtigten Erfolg steht. Die Erhebung von Informationen über den Kläger 
verfolgt einen legitimen Zweck, war geeignet, erforderlich und verhältnismäßig im 
engeren Sinne. 

Bei den Parteien POS, LinksparteLPOS und DIE LINKE bestanden und bestehen 
nach den Feststellungen des Oberverwaltungsgerichts tatsächliche Anhaltspunkte 
für Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet 
sind. Hiervon ausgehend gehörte und gehört die Gewinnung von Informationen über 
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diese Parteien zu den legitimen Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden. Die 
Beobachtung des Klägers bezweckt dabei, die bestehenden tatsächlichen Anhalts
punkte für das Vorliegen verfassungsfeindlicher Bestrebungen weiter aufzuklären 
und mit den gewonnenen Informationen die Regierung und die Öffentlichkeit in die 
Lage zu versetzen, Art und Ausmaß möglicher Gefahren zu erkennen und diesen in 
angemessener Weise zu begegnen. 

Die Erhebung von Informationen über den Kläger mit den Mitteln der offenen Infor
mationsbeschaffung ist geeignet, diesen Zweck zu fördern. Der Kläger hat bereits in 
der PDS und in der Linkspartei.PDS herausgehobene Funktionen wahrgenommen 
und tut dies weiterhin in der Partei DIE LINKE. Er war und ist Spitzenfunktionär Den 
Äußerungen und dem Verhalten der Spitzenfunktionäre einer Partei kommt erheb
liche Bedeutung zu, wenn die von einer Partei ausgehenden Gefahren zu beurteilen 
sind. Diese Personen beeinflussen die politische Richtung der Partei, ihr Erschei
nungsbild in der Öffentlichkeit und die innerparteiliche Diskussion maßgeblich. Die 
Art und Weise der politischen Betätigung des Klägers hat innerhalb der Partei 
Gewicht und kann aussagekräftig für die verfassungsschutzrechtliche Bewertung 
dieser Gruppierung sein. 

Die Erhebung von (weiteren) Informationen über den Kläger ist nicht deshalb unge
eignet, weil sie sich über zehn Jahre erstreckt und fortdauert, ohne beim Kläger 
selbst verfassungsfeindliche Bestrebungen aufgedeckt zu haben. Der Kläger betätigt 
sich nach wie vor politisch in einer Partei, bei der auch aktuell tatsächliche Anhalts
punkte für gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtete Bestre
bungen vorliegen. 

Die Beobachtung des Klägers war und ist erforderlich. Zwar verfolgt der Kläger - wie 
bereits ausgeführt - in eigener Person keine verfassungsfeindlichen Bestrebungen. 
Das Oberverwaltungsgericht hat insoweit aber festgestellt, dass sich das Ziel, 
verfassungsfeindliche Bestrebungen innerhalb der Partei DIE LINKE aufzuklären, 
ohne eine Beobachtung des Klägers als einer ihrer Spitzenfunktionäre nicht ebenso 
effektiv erreichen ließe. Eine Gefahrenabschätzung wäre nicht in gleicher Weise 
möglich, wenn neben der Partei in ihrer Gesamtheit nur solche Mitglieder beobachtet 
würden, von denen verfassungsfeindliche Äußerungen bekannt geworden sind oder 
die einer der parteiinternen Gruppierungen angehören, bei denen Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass sie gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 
geriChtete Ziele verfolgen. Aufgrund der Bedeutung, die Spitzenfunktionären wie 
dem Kläger für die politische Richtung der Partei, ihr Erscheinungsbild in der Öffent
lichkeit und die innerparteiliche Diskussion zukommt, sind Erkenntnisse über deren 
Verhältnis zu den radikalen Kräften innerhalb der Partei für eine zuverlässige 
Abschätzung der von der Partei ausgehenden Gefahren von wesentlicher Bedeu
tung. Dies gilt sowohl für solche Spitzenfunktionäre, bei denen Anhaltspunkte für 
eigene Aktivitäten gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung bekannt 
geworden sind als auch für solche bei denen sich ein solches Verhalten nicht fest
stellen lässt. Auch deren Beobachtung verspricht - wenn auch vergleichsweise 
geringfügige - zusätzliche Erkenntnisse. Sie ermöglicht eine unmittelbare und des
halb zuverlässigere Einschätzung des Verhältnisses dieser Spitzenfunktionäre zu 
den radikalen Kräften innerhalb der Partei, als sie aufgrund einer Beobachtung mög
lich wäre, die sich auf die Partei als solche oder die in ihr aktiven radikalen Kräfte 
beschränkt. 

Die Erhebung von Informationen über den Kläger mit den Mitteln der offenen Infor
mationsbeschaffung wahrt auch die Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne. 
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Zunächst ist hierdurch das Gebot des geringsten Mittels aus § 8 Abs. 5 Satz 1 
BVerfSchG beachtet. Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat sich dafür ent
schieden, Informationen über den Kläger nur mit den Mitteln der offenen Infor
mationsbeschaffung zu erheben. Es hat hingegen auf den Einsatz der Methoden, 
Gegenstände und Instrumente zur heimlichen Informationsbeschaffung im Sinne des 
§ 8 Abs. 2 BVerfSchG verzichtet. Darüber hinaus ist den Feststellungen des Ober
verwaltungsgerichts zufolge der Kernbereich der parlamentarischen Tätigkeit des 
Klägers, nämlich sein Abstimmungsverhalten sowie seine Äußerungen im Parlament 
und in dessen Ausschüssen, von der Beobachtung ausgenommen worden. 

Eine Maßnahme darf ferner keinen Nachteil herbeiführen, der erkennbar außer Ver
hältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht (§ 8 Abs. 5 Satz 2 BVerfSchG). Die Vor
teile, die eine Erhebung von Informationen über den Kläger für die wirksame Abwehr 
von Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung bietet, überwiegen 
unter den hier obwaltenden Umständen die Nachteile, die der Kläger durch die 
Erhebung von Informationen über ihn erleidet. Das Oberverwaltungsgericht ist zu 
seiner - von dieser Entscheidung - abweichenden Abwägung der konkret betroffe
nen Vor- und Nachteile deshalb gelangt, weil es die zuvor getroffenen tatsächlichen 
Wertungen rechtlich fehlerhaft, insbesondere in sich widersprüchlich gewertet hat. 

Der Kläger erleidet auf der einen Seite durch die Erhebung von Informationen über 
ihn Nachteile bei seiner Tätigkeit als Abgeordneter. Die nachrichtendienstliche 
Beobachtung von Abgeordneten birgt erhebliche Gefahren im Hinblick auf ihre 
Unabhängigkeit (Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG) sowie auf die Mitwirkung der betroffenen 
Parteien bei der politischen Willensbildung (Art. 21 GG) und damit für den Prozess 
demokratischer Willensbildung insgesamt. 

Für die Ausübung des freien Mandats ergeben sich nach den Feststellungen des 
Oberverwaltungsgerichts faktische Nachteile daraus, dass die Erhebung von Infor
mationen über den Kläger für ihn mit einer "Stigmatisierung" verbunden ist, die ihm 
den Zugang zu dem überwiegenden Teil der Bevölkerung erschweren kann, der sich 
als verfassungstreu betrachtet. Wenn die offene Informationsbeschaffung über den 
Kläger durch Verfassungsschutzbehörden allgemein bekannt wird, kann es für ihn 
schwieriger werden, Anhänger und Wähler für sich und seine Partei zu gewinnen 
sowie mit der Bevölkerung in Kontakt zu kommen. Letzteres hat auch deshalb nega
tive Auswirkungen auf seine politische Arbeit, weil er für diese darauf angewiesen 
ist, Meinungen und Stimmungen der Wählerschaft zu kennen, sowie Informationen' 
aus der Bevölkerung zu erhalten. Wenn dem einzelnen Abgeordneten als faktische 
Folge einer Beobachtung durch das Bundesamt für Verfassungsschutz der Zugang 
zur Bevölkerung erschwert wird, bedeutet dies aber nicht nur eine Beeinträchtigung 
der Arbeit dieses Abgeordneten. Zugleich gehen Erkenntnisse verloren, die für den 
Willensbildungsprozess des Parlaments in seiner Gesamtheit von Bedeutung sind. 
Im Parlament kann sich ein den Willen des Volkes widerspiegelnder, überindivi
dueller Gesamtwille nur durch das ungehinderte Zusammenwirken aller Abgeord
neten bilden. Er ist Ergebnis einer Diskussion, in die jedes Parlamentsmitglied sein 
Wissen und seine persönlichen Überzeugungen einbringt. Der Beitrag, den der ein
zelne Abgeordnete zu diesem Willensbildungsprozess leistet, beruht nicht nur auf 
seiner Ausbildung, seinem persönlichen Werdegang und den Erfahrungen in seinem 
privaten Umfeld, sondern ganz wesentlich auch auf Erkenntnissen, die er durch 
Kontakte mit der Bevölkerung gewinnt. 
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Diese Nachteile werden aber dadurch erheblich gemildert, dass sich das Bundesamt 
für Verfassungsschutz auf die offene Informationsbeschaffung beschränkt. Die 
Freiheit des Mandates wäre im Kern betroffen, wenn der Abgeordnete in seiner 
Arbeit mit den Menschen seines Vertrauens oder mit Menschen, die sich ihm anver
trauen, heimlich beobachtet würde. Dasselbe gälte für eine heimliche Beobachtung 
in seiner parlamentarischen Arbeit, soweit diese sich unter Ausschluss der Öffent
lichkeit vollzieht. Gegenstand der offenen Informationsbeschaffung sind jedoch nur 
öffentlich wahrnehmbare Tätigkeiten, die regelmäßig ohnehin auf eine möglichst 
weitreichende Wirkung und Kenntnisnahme gerichtet sind. Insoweit zielt der einzelne 
öffentlichkeitswirksame Beitrag eines Abgeordneten ohnehin über seine Person 
hinaus. Zudem bleibt der Kernbereich der parlamentarischen Arbeit von der Informa
tionsbeschaffung ausgenommen. 

Nachteilig betroffen ist ferner das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Klägers inso
weit, als sich die Informationsbeschaffung auf Tätigkeiten erstreckt, die er in anderen 
Funktionen als in seiner Eigenschaft als Abgeordneter wahrnimmt. Jedoch sind die 
Auswirkungen dieser Beeinträchtigung nur gering. Das Bundesamt für Verfassungs
schutz erhebt nur Informationen, die durch die Veröffentlichung in allgemeinzugäng
lichen Quellen einem unbestimmt großen Personenkreis bekannt geworden sind. 
Damit ist nicht der persönliche Lebensbereich des Klägers betroffen, sondern aus
schließlich dessen politische Tätigkeit in der Öffentlichkeit. 

Auf der anderen Seite ist der Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundord
nung für den Bestand des Grundgesetzes und der in ihm verkörperten Werteord
nung von existentieller Bedeutung. Diesem Schut7 dient zwar vor allem die Erhe
bung von Informationen über die Partei als solcher und der in ihr aktiven radikalen 
Kräfte. Die offene Informationsbeschaffung über den Kläger, deren Rechtmäßig
keitsvoraussetzungen in tatsächlicher Hinsicht vom Oberverwaltungsgericht bindend 
festgestellt wurden, mag im Vergleich dazu nur einen begrenzten zusätzlichen 
Erkenntnisgewinn bieten. Jedoch ist auch dieser Gewinn an Erkenntnissen nicht zu 
vernachlässigen, wie schon ausführlich dargelegt. Spitzenfunktionäre einer Partei 
sind für deren Entwicklung und Ausrichtung von erheblicher Bedeutung. Erst 
Erkenntnisse über ihr Verhalten runden das Bild ab. 

Danach überwiegen die Vorteile einer Beschaffung von Informationen über den 
Kläger die diesem dadurch erwachsenden Nachteile. Diese verbleibenden Nachteile 
sind ihm zuzumuten. 
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IV. Auszug aus den wesentlichen gesetzlichen Bestimmungen 

Grundgesetz 

Art. 21 

(1) Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. Ihre Gründung ist frei. Ihre 
innere Ordnung muss demokratischen Grundsätzen entsprechen. Sie müssen über die Herkunft und 
Verwendung ihrer Mittel sowie über ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft geben. 

(2) Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die 
freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand 
der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. Über die Frage der Ver
fassungswidrigkeit entscheidet das Bundesverfassungsgericht. 

(3) Das Nähere regeln Bundesgesetze. 

Art. 38 Abs. 1 

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 
und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten des Ver
fassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfassungsschutz 

§ 3 Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden 

(1) Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder ist die Sammlung und 
Auswertung von Informationen, insbesondere von sach- und personenbezogenen Auskünften, Nach
richten und Unterlagen, über 

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung 
der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum 
Ziele haben, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
für eine fremde Macht, 

3. Bestrebungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf 
gerichtete Vorbereitungshandiungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefähr
den, 

4. Bestrebungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die gegen den Gedanken der Völkerverstän
digung (Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes), insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der 
Völker (Art. 26 Abs. 1 des Grundgesetzes) gerichtet sind. 

(2) Die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder wirken mit 

1. bei der SicherheitsüberprOfung von Personen, denen im öffentlichen Interesse geheimhaltungs
bedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse anvertraut werden, die Zugang dazu erhal
ten sollen oder ihn sich verschaffen können, 

2. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfindlichen Stellen von lebens
oder verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt sind oder werden sollen, 

3. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von im öffentlichen Interesse geheimhaltungs
bedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen gegen die Kenntnisnahme durch 
Unbefugte, 
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4. bei der Überprüfung von Personen in sonstigen gesetzlich bestimmten Fällen. 

Die Befugnisse des Bundesamtes für Verfassungsschutz bei der Mitwirkung nach Satz 1 Nr. 1, 2 
und 4 sind im Sicherheitsüberprüfungsgesetz vom 20. April 1994 (BGB!. I S. 867) geregelt. 

(3) Die Verfassungsschutzbehörden sind an die allgemeinen Rechtsvorschriften gebunden (Art. 20 
des Grundgesetzes). 

§ 4 Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

a) Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes solche politisch bestimmten, 
ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, 
der darauf gerichtet ist, die Freiheit des Bundes oder eines Landes von fremder Herrschaft aufzu
heben, ihre staatliche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihm gehörendes Gebiet abzutrennen; 

b) Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes solche politisch bestimmten, 
ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss 
der darauf gerichtet ist, den Bund, Länder oder deren Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit 
erheblich zu beeinträchtigen; 

c) Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung solche politisch bestimmten, 
ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusammenschluss, 
der darauf gerichtet ist, einen der in Absatz 2 genannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen 
oder außer Geltung zu setzen. 

Für einen Personenzusammenschluss handelt, wer ihn in seinen Bestrebungen nachdrücklich unter
stützt. Voraussetzung für die Sammlung und Auswertung von Informationen im Sinne des § 3 Abs. 1 
ist das Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in 
einem oder für einen Personenzusammenschluss handeln, sind Bestrebungen im Sinne dieses 
Gesetzes, wenn sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet sind oder aufgrund ihrer Wirkungsweise 
geeignet sind, ein Schutzgut dieses Gesetzes erheblich zu beschädigen. 

(2) Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne dieses Gesetzes zählen: 

a) das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere 
Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung auszuüben und die 
VOlksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen, 

b) die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die Bindung der 
vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht, 

c) das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition, 

d) die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der Volksvertretung, 

e) die Unabhängigkeit der Gerichte, 

f) der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und 

g) die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte. 

§ 8 Befugnisse des Bundesamtes für Verfassungsschutz 

(1) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit nicht 
die anzuwendenden Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes oder besondere Regelungen in 
diesem Gesetz entgegenstehen. Ein Ersuchen des Bundesamtes für Verfassungsschutz um Über
mittlung personenbezogener Daten darf nur diejenigen personenbezogenen Daten enthalten, die für 
die Erteilung der Auskunft unerlässlich sind. Schutzwürdige Interessen des Betroffenen dürfen nur in 
unvermeidbarem Umfang beeinträchtigt werden. 
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(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf Methoden, Gegenstände und Instrumente zur heim
lichen Informationsbeschaffung, wie den Einsatz von Vertrauensleuten und Gewährspersonen, 
Observationen, Bild- und Tonaufzeichnungen, Tarnpapiere und Tarnkennzeichen anwenden. Diese 
sind in einer Dienstvorschrift zu benennen, die auch die Zuständigkeit für die Anordnung solcher 
Informationsbeschaffungen regelt. Die Dienstvorschrift bedarf der Zustimmung des Bundes
ministeriums des Innern, der das Parlamentarische Kontrollgremium unterrichtet. 

(3) Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse stehen dem Bundesamt für Verfassungsschutz 
nicht zu; es darf die Polizei auch nicht im Wege der Amtshilfe um Maßnahmen ersuchen, zu denen es 
selbst nicht befugt ist. 

(4) Werden personenbezogene Daten beim Betroffenen mit seiner Kenntnis erhoben, so ist der Erhe
bungszweck anzugeben. Der Betroffene ist auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen. 

(5) Von mehreren geeigneten Maßnahmen hat das Bundesamt für Verfassungsschutz diejenige zu 
wählen, die den Betroffenen voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme darf 
keinen Nachteil herbeiführen, der erkennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht. 
8 


